
Regierung erhiubt Blick 
in Münchehagen-Gutachten 

r. Hannover 
Ein Gutachten der Universität Göttingen 

über Auswirkungen der Sondermüll-Depo­
nie Münchehagen (Kreis Nienburg) ist jetzt 
der Öffentlichkeit zugänglich. Die Bezirks­
regierung in Hannover hat die Einsichtnah­
me in die Arbeit des Instituts für Bodenkun­
de und Waldernährung erlaubt. 

Nachdem aus Kreisen der Bevölkerung 
über mehrere Jahre hinweg Befürchtungen 
geäußert worden waren, daß Schadstoffe 
aus dem stillgelegten Teil der Deponie in die 
Umgebung gelangen, ließ die Bezirksregie­
rung im vorigen Jahr das Gutachten 
anfertigen. Die Göttinger Wissenschaftler 
kamen - wie berichtet - zu dem Ergebnis, 
daß Vegetationsschäden in der Umgebung 
nur mit dem Einfluß von chemisch verunrei­
nigtem Wasser aus der Altdeponie erklärbar 
sind. Nicht zu belegen sei hingegen eine 
Beeinflussung der Umwelt durch unterirdi­
sches Austreten von Schadstoffen. 

Die Bezirksregierung teilte weiter mit, die 
verschiedentlich verlangte Auskofferung 
der alten Deponie sei nur dann zu rechtferti~ 
gen, wenn die Ausbreitung von Schadstof­
fen im Untergrund anzunehmen wäre. Für 
derartige Befürchtungen gibt es nach Dar­
stellung der Regierung nIcht den geringsten 
Anlaß. ---
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Die Sanierung der nicht mehr genutzten RehburgiLoccum nach einer Auskofferung 
Sondermülldeponie in Münchehagen (Kreis der eingelagerten Stoffe in der Altdeponie. 
Nienburg) hat am Freitag in Hannover der Das in der Deponie MÜDchehagen anfal-' 
SPD-Landtagsabgeordnete Uwe Bartels ge- lende Oberflächenwasser (unter anderem 
fordert. Bartels stützt seine Forderung auf Regenwasser), das von dort gelagerten 

, ein Gutachten für ' die Bezir~regierung Abfällen verschmutzt worden ist, wird jetzt 
Hannover und verlangt von Landwirt- in der Hamelner Kläranlage gereinigt. Die 
schaftsminister Gerhard Glup (CDU), .. seine Bezirksregierung Hannover war an die 
bisherige Position in der Frage der Ausräu- Stadt Hameln herangetreten, nachdem sich 
mung der Altablagerungen in MÜDchehagen herausgestellt hatte, daß das entstehende 
zu überdenken" . hannoversche Großklärwerk Gümmerwald 

Der SPD-Politiker nannte es unverständ- erst im Sommer 1983 voll in Betrieb sein 
lieh, daß bei der Ungewißheit über die wird und erst dann auch Abwasser aus 
Zusammensetzung und Gefährlichkeit derMÜDchehagen aufnehmen kann. Erst nach I 
in MÜDchehagen abgelagerten Stoffe das gründlichen Versuchen und entsprechenden j 
Landwirtschaftsministerium nicht die SI- Gutachten hat der Verwaltungsausschuß 
cherheit an die erste Stelle seiner Überle- der Stadt Hameln dem Vorhaben zuge­
gungen setze, sondern die Kostenfrage. stimmt, jedoch nur für ein Jahr. 
Barteis kündigte eine parlamentarische Wie die Stadtverwaltung in Hameln 
Initiative zur Sanierung der Deponie an. mitteilte, kommen täglich rund 100 Kubik­
Den Landwirten in der Umgebung von meter Wasser aus MÜDchehagen in das 
MÜDchehagen riet er, mögliche Belastungen Hamelner Klärwerk. Dadurch ändert sich 
der Nutzflächen in der Nähe der Deponie nach Aussage der Verwaltung die' Zusam­
untersuchen zu lassen. mensetzung des in der Anlage gereinigten 

Barteis sagte nach einer Besichtigung der Wassers praktisch nicht, so daß keinerlei 
Deponie, an der Mitglieder des Arbeitskrei- Grund zur Beunruhigung bestehe. Die 
ses Umweltpolitik der SPD-Landtagsfrak- Überwachung des gesamten Verfahrens ist, 
tion teilgenominenhatten, die Fraktion wie Bezirksregierung und Tiefbauamt der 
unterstütze die einmütige Forderung des Stadt betonen, prlktisch lückenlos. 
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zu überdenken". ' 

Der SPD-Politiker nannte es unverständ­
lich, daß bei der Ungewißheit über die 
Zusammensetzung und Gefährlichkeit der 
in Münchehagen abgelagerten Stoffe ' das 
Landwirtschaftsministerium nicht die Si­
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Bartels sagte nach einer Besichtigung der, 
Deponie, an der Mitglieder des Arbeitskrei­
ses Umweltpolitik der SPD-Landtagsfrak­
tion teilgenommen hatten, die Fraktion 
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Das in der Deponie Münchehagen anfal-' 
lende Oberflächenwasser (unter anderem 
Regenwasser), das von dort gelagerten 
Abfällen versChmutzt worden ist, wird jetzt 
in der Hamelner Kläranlage gereinigt. Die 
BezirksregIerung Hännover war an die 
Stadt Hameln herangetreten, nachdem sich 
herausgestellt hatte, daß das entstehende 
hannoversche Großklärwerk GümJnerwald 
erst im Sommer 1983 voll in Betrieb sein 
wird und erst dann auch Abwasser aus 
,Münchehagen aufnehmen kann. Erst nach 
gründlichen Versuchen und entsprechenden 
Gutachten hat der Verwaltungsausschuß 
der Stadt Hameln dem Vorhaben zuge­
stimmt, jedoch nur für ein Jahr. 

Wie die Stadtverwaltung in Hameln 
mitteilte, kommen täfMCh rund 100 Kubik­
meter Wasser aus unChehägen in das 
HälDeIßer Klärwerk. Dadurch ändert sich 
nach Aussage der Verwaltung die Zusam­
mensetzung des in der Anlage gereinigten 
Wassers praktisch nicht, so daß keinerlei 
Grund zur Beunruhigung bestehe. Die 
Vberwachung des gesamten Verfahrens ist, 
wie Bezirksregierung und Tiefbauamt der 
Stadt betonen, praktisch lückenlos. 


